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D Kosten  

Aus dem Nachtragsgesetz entstehen für den Landeshaushalt finan-
zielle Mehrbelastungen in Höhe von insgesamt rd. 537 000 000 DM, 
die bestimmten Gemeinden in drei gleichen Jahresraten zufließen 
sollen. 

E Zuständigkeit  

Innenminister (federführend) und Finanzminister. 

F Auswirkungen auf die kommunale Selbstverwaltung  

Durch die Nachzahlung der Schlüsselzuweisungen an bestimmte Ge-
meinden, wie sie sich in Durchführung der VerfGH-Urteile ergeben, 
wird der kommunale Handlungsspielraum dieser Gemeinden vergrößert, 
weil ihnen mehr Mittel als bisher zur Verfügung stehen. 

Bei Gemeinden, die auf Grund der Aufstockung II höhere Schlüssel-
zuweisungen erhalten haben, ändert sich der kommunale Handlungs-
spielraum bezogen auf die Vergangenheit nicht. Um rechtliche 
Zweifel darüber auszuschließen, inwieweit diese Gemeinden unter 
den Gesichtspunkten des Vertrauensschutzes und der Entreicherung 
zu einer Rückzahlung verpflichtet sind, hat sich die Landesregie-
rung zu einer gemeindefreundlichen Lösung entschlossen. 
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§ 2 

(1) § 10 Abs. 2 des Gemein- 
definanzierungsgesetzes 1985 • 
vom 12. Februar 1985 (GV. 
NW. S. 143) wird aufgehoben. 
Die Schlüsselzuweisungen der 
Gemeinden für das Haushalts- 
jahr 1985 sind auf der Grund- 
lage des Gemeindefinanzie- 
rungsgesetzes 1985 mit Aus- 
nahme seines § 10 Abs. 2 zu 
berechnen. 

(2) Ergibt die Berechnung 
nach Absatz 1 gegenüber der 
bisherigen Festsetzung der 
Schlüsselzuweisung im Ein- 
zelfall.einen niedrigeren 
Betrag, so bleibt der Un- 
terschiedsbetrag in dem Um- 
fang belassen wie er bis 
einschließlich 20. Juni 1985 
bereits ausgezahlt war. Der 
Restbetrag wird den Gemein- 
den am 20. September 1985 
und am 18. Dezember 1985 
nicht mehr ausgezahlt. 

(3) Ergibt die Berechnung 
nach Absatz 1 gegenüber der 
bisherigen Festsetzung der 
Schlüsselzuweisung im Ein- 
zelfall einen höheren Be- 
trag, so ist der Unter- 
schiedsbetrag an die Gemein- 
de zu zahlen. Dieser Unter- 
schiedsbetrag ist mit insge- 
samt drei Achteln bis zum 
18. Dezember 1985 auszu- 
zahlen; im übrigen gilt 
§ 3 Abs. 2. 

§ 3  

(1) Für die Zahlungen nach 
§ 1 Abs. 4 und § 2 Abs. 3 
Satz 1 mit Ausnahme der nach 
§ 2 Abs. 3 Satz 2 zu zahlen- 
den Teilbeträge stellt das 
Land außerhalb des allgemei- 
nen Steuerverbundes und des 
Kraftfahrzeugsteuerverbundes 
einen Gesamtbetrag von 
537 000 000 DM zur Verfügung. 
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(2) Die Krankenhausumlage 
nach § 34 des Gemeindefi- 
nanzierungsgesetzes 1985 ist 
unter Berücksichtigung des 
§ 2 zu berechnen. Ergeben 
sich gegenüber der bisher 
für das Haushaltsjahr 1985 
für die einzelne Gemeinde 
festgesetzten Krankenhaus- 
umlage niedrigere oder höhere 
Beträge, so sind diese mit 
der Investitionspauschale nach 
§ 34 Abs. 2 in Verbindung mit 
§ 38 des Gemeindefinanzie- 
rungsgesetzes 1985 zu ver- 
rechnen. 

(3) § 5. Abs. 2 gilt ent- 
sprechend. 

§ 7  

Die für die Kreise und Land-
schaftsverbände für die Haus-
haltsjahre 1983, 1984 und 1985 
festgesetzten Schlüsselzuwei-
sungen werden nicht geändert; 
§ 5 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 8  

Dieses Gesetz tritt mit Wir- 
kung vom 1. September 1985 
in Kraft. 

6 





Landtag Nordrhein-Westfalen — 10. Wahlperiode 
	 Drucksache 10/141 

GFG 1983 
	

GFG 1984 

Zahl Betrag 
	Zahl Betrag 

kreisfreie Städte 10 94 655 312 11 93 595 979 

kreisangeh. Gemeinden 176 113 599 514 245 113 678 607 

zusammen 186 208 254 826 256 207 274 586 

1.1 Die Festsetzungsbescheide für die Schlüsselzuweisungen 
dieser Jahre datieren 

für 1983 vom 21.03.1983, 
für 1984 vom 20.06.1984. 

Die Festsetzungsbescheide sind begünstigende Verwaltungs-
akte. Sie haben in keinem Jahr eine Rechtsmittelbelehrung 
enthalten, so daß sie auf Grund von § 58 Verwaltungsge-
richtsordnung nach Ablauf jeweils eines Jahres unanfecht-
bar geworden sind und Bestandskraft erlangt haben, soweit 
innerhalb der Jahresfrist kein Rechtsmittel eingelegt 
wurde. 

Gegen die Festsetzungsbescheide 1983 wurden in 11 Fällen 
von den B-Gemeinden Rechtsmittel eingelegt; gegen die 
Festsetzungsbescheide 1984 wurden in 24 Fällen von den 
B-Gemeinden Rechtsmittel eingelegt. 

1.2 Bei den Gemeinden, die auf Grund der Aufstockung II hö-
here Schlüsselzuweisungen erhalten haben, ändert sich 
der kommunale Handlungsspielraum bezogen auf die Vergan-
genheit nicht. Um rechtliche Zweifel darüber auszu-
schließen, inwieweit diese Gemeinden unter den Gesichts-
punkten des Vertrauensschutzes und der Entreicherung zu 
einer Rückzahlung verpflichtet sind, hat sich die Lan-
desregierung zu einer gemeindefreundlichen Lösung ent-
schlossen. 

1.3 Es ist ein Gebot kommunaler Solidarität und Gleichbe-
handlung, daß auch diejenigen Gemeinden die erhöhten 
Zuweisungen erhalten, bei denen die Festsetzungsbeschei-
de für das Jahr 1983 und das Jahr 1984 unanfechtbar ge-
worden sind. 

1.4 In den Jahren 1983 und 1984 hat es einzelne Fälle ge-
geben, in denen Gemeinden in einem Jahr Leistungen aus 
der Aufstockung II erhalten haben, während sie in einem 
anderen Jahr Schlüsselzuweisungen aus der Aufstockung II 
nicht erhalten haben. Eine Verrechnung der Zuweisungen 
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- die weiteren Zahlungen aus der Aufstockung II am 
20.9. und 18.12.1985 (3/8 des Gesamtbetrages) an die 
A-Gemeinden nicht mehr ausgezahlt werden können, weil 
die Norm, auf die sich die Zahlung bisher stützte, kei-
nen ausreichenden Rechtsgrund mehr bildet, 

- den B-Gemeinden die aus einer Neuberechnung der Schlüs-
selzuweisungen (ohne die Aufstockung II) resultierenden 
Mehrbeträge als Folge der materiellen Verfassungswidrig-
keit des § 10 Abs. 2 des Gemeindefinanzierungsgesetzes 
1985 nachgezahlt werden sollen. 

3. Finanzwirtschaftliche Auswirkungen  

Unter Berücksichtigung der Darstellung zu 1. und 2. erge- 
ben sich folgende Zahlungen an die B-Gemeinden: 

Für 1983 = 208 254 826 DM 
Für 1984 = 207 274 586 DM 
Für 1985 = 194 286 915 DM 

Summe = 609 816 327 DM 

Von dieser Summe ist ein Betrag von 537 000 000 DM (vgl. 
§ 3 Abs. 1) im Landeshaushalt außerhalb des allgemeinen 
Steuerverbundes und des Kraftfahrzeugsteuerverbundes zu-
sätzlich bereitzustellen. Die Auszahlung dieses Betrages 
erfolgt in drei gleichen Raten in den Jahren 1986, 1987 
und 1988 (vgl. § 3 Abs. 2). Hinsichtlich eines Betrages 
von rd. 72 900 000 DM erfolgt eine Vorwegzahlung bis zum 
18.12.1985 aus Mitteln des allgemeinen Steuerverbundes des 
Haushaltsjahres 1985 (vgl. § 2 Abs. 3 Satz 2). 

4. Weitere Auswirkungen  

Die Urteile des Verfassungsgerichtshofs haben auch Auswir-
kungen auf die Umlagegrundlagen der Kreise, Landschafts-
verbände und des Kommunalverbandes Ruhrgebiet. Jede Ver-
änderung der Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden zieht 
prinzipiell Änderungen der Schlüsselzuweisungen an die 
Kreise und Landschaftsverbände sowie bei den Umlagen aller 
Verbände nach sich. Gleiches gilt für die Berechnung der 
Krankenhausumlage. 
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Zu § 3  

Wie sich aus der allgemeinen Begründung (vgl. A Nr. 3) er-
gibt, wird für Zahlungen an die B-Gemeinden für die Jahre 
1983, 1984 und 1985 insgesamt ein Betrag von rd. 537 000 000 DM 
benötigt. Er setzt sich wie folgt zusammen: 

Zahlung für 1983 
Zahlung für 1984 
Zahlung für 1985 

Zwischensumme 

abzüglich Vorwegzahlung 
1985 gem. § 2 Abs. 3 rd. 

Saldo 

rd. 

208 254 826 DM 
207 274 586 DM 
194 286 915 DM 

609 816 327 DM 

72 900 000 DM 

536 916 327 DM 

53/ 020 000 DM 

Die Nachzahlung soll mit je einem Drittel in den Haushalts-
jahren 1986, 1987 und 1988 erfolgen. Absatz 2 enthält die 
entsprechende Vorschrift. Die Regelung ist gemeindefreund-
lich, weil das Land die Ausazhlung der vollen Beträge an die 
Gemeinden übernimmt, ohne etwaige ersparte Umlagen abzuziehen. 

Zu § 4  

Die Vorschrift hat klarstellende Bedeutung. Im Jahre 1985 ist 
die Investitionspauschale mit einem Teilbetrag in Höhe von 
110 Mio DM nach "Schlüsselkriterien" verteilt worden (§ 24 
Abs. 3 GFG 1985). Die Leistungen aus der Investitionspauschale 
fließen den Vermögenshaushalten der Gemeinden zu. Sie sind 
keine allgemeinen Deckungsmittel und deshalb wie Zweckzuwei-
sungen als vermögenswirksame Einnahmen der Gemeinden nach § 1 
Abs. 1 GemHVO zu behandeln. Die Berechnung der Investitions-
pauschale erfolgt außerhalb der für Schlüsselzuweisungen be-
stehenden Vorschriften nach selbständigen Kriterien. Die aus 
diesem Gesetz sich ergebenden Veränderungen bei den allgemei-
nen Deckungsmitteln (Schlüsselzuweisungen) beeinflussen des-
halb die Festsetzung der Investitionspauschale nicht. Damit 
wird dem vom Verfassungsgerichtshof berücksichtigten Grund-
satz über die Trennung von allgemeinen Deckungsmitteln und 
Zweckzuweisungen Rechnung getragen. 

Zu § 5  

Nach den Gemeindefinanzierungsgesetzen 1983, 1984 und 1985 
sind u.a. die Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden Bestand-
teil der Umlagegrundlagen (§ 29 Abs. 1, § 30 Abs. 1 und § 31 
GFG 1983; § 30 Abs. 1, § 31 Abs. 1 und § 32 GFG 1984; § 31 
Abs. 1, § 32 Abs. 1 und § 33 GFG 1985). Auf der Basis der 
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Um den mit einer Neuberechnung der Krankenhausumlage ab 1983 
verbundenen Verwaltungsaufwand zu minimieren und eine Ver-
rechnung zwischen den Umlagepflichtigen zu vermeiden, regelt 
Absatz 1, daß die für die Haushaltsjahre 1983 und 1984 fest-
gesetzte Krankenhausumlage nicht geändert wird. 

Aus der Neuberechnung der Schlüsselzuweisungen nach § 2 folgt 
zwingend die Änderung der Grundlage für die Erhebung der 
Krankenhausumlage 1985 (Abs. 2). 

Zu § 7  

Die Schlüsselzuweisungen der Kreise und Landschaftsverbände 
(§§ 11 bis 16 des GFG 1983, 1984 und 1985) sind u.a. von den 
Umlagegrundlagen und diese wiederum u.a. von den Schlüssel-
zuweisungen der Gemeinden abhängig. Um den erheblichen Auf-
wand einer Neuberechnung der Schlüsselzuweisungen für die 
Kreise und Landschaftsverbände mit allen Umschichtungsaus-
wirkungen zwischen den Gemeindeverbänden zu vermeiden, re-
gelt die Vorschrift, daß auf eine Korrektur verzichtet wird. 
Bei einer nachträglichen Korrektur der Umlagegrundlagen wäre 
nicht auszuschließen, daß Rückwirkungen auf das Umlageauf-
kommen und die Umlagehöhe der einzelnen Mitgliedskörperschaf-
ten eintreten, die die notwendige Klarheit und Eindeutigkeit 
der Haushaltsdispositionen gefährden. 

zu § 8 

Der zeitpunkt des Inkrafttretens ist so gewählt worden, daß 
den VerfGH-Entscheidungen bereits zu dem Zahlungstermin am 
20.9.1985 auf einer Rechtsgrundlage entsprochen wird. 
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